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Berlin, den 15. Juli. Se. Majeſtät der König haben Aller⸗ 
nädigſt geruht, den zum Königlich ſpaniſchen außerordentlichen Ge⸗ 
udten und bevollmächtigten Miniſter am hieſigen Hofe ernannten 
General⸗Lieutenant von Armero y Millares am geſtrigen Tage 
im Schloſſe zu Potsdam in einer Privat-Aubienz zu empfangen, und 
aus den Händen deſſelben das Beglaubigungsſchreiben Ihrer Maje⸗ 

ftät der Königin von Spanien entgegenzunehmen. 


„Berlin, den 17. Juli. Se. Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht: dem Hüttenkaſſen⸗Rendauten Breuſtedt zu Mala⸗ 
paue den Rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe; und dem Rechts⸗Anwalt 
und Notar Weber zu Quedlinburg den Titel als Juſtizrath zu ver⸗ 
leihen; fo wie den Obergerichts-Aſſeſſor und Staats⸗Anwalts. Gehülfen 

ochius zum Staats⸗Anwalt in Schneidemühl für den Bezirk der 
Kreisgerichte zu Schueidemühl und Schönlanke zu ernennen. 


Deutſchland. 


Berlin, den 14. Juli. (Schl. 3.) Dem Durchmarſch der ba⸗ 
diſchen Regimenter durch han növerſches Gebiet hat die haunoverſche 
ierung Schwierigkeiten entgegengeſetzt. Hannover verlangt von 
eußen einen Einblick in die Verhandlungen zwiſchen Baden und 
reußen in Bezug auf die getroffene militairiſche Uebereinkunft. Breit: 
en iſt indeſſen nicht im Geringſten gemeint, auf dieſe Vorbedingung 
einzugehen, und werden die badiſchen Regimenter bei ihrem Marſche 
nach Preußen daher einen Weg einſchlagen, welcher ſie das hanno⸗ 
verſche Gebiet nicht berühren läßt. Was die ſüddeutſchen Verdächti⸗ 
gungen anbelangt, fo wird deuſelben am Bündigſten durch die That⸗ 
ſache begegnet, daß Preußen ſich erſt durch wiederholtes dringendes 
Erſuchen von Seiten Badens zur Aufnahme der badiſchen Regimenter 
in preußiſchen Garniſonen hat beſtimmen laſſen. Die Richtigkeit die⸗ 
ſer Angabe wird von Baden nicht Abrede geſtellt werden. Wenn von 
öſterreichiſcher Seite der Ausmarſch der badiſchen Regimenter nach 
Preußen als eine alle Grenzen bundesmäßiger Zuläfjigfeit überſchrei⸗ 
tende Maßnahme bezeichnet wird, jo möge man wenigſtens nicht in 
erſter Linie ſich über Preußen deshalb ereifern. 

— (V. Z.) Ueber den Fall, daß etwa mehrere deutſche Staaten 
den däniſchen Frieden nicht ratifieiren ſollten, iſt weder in dem Fries 
densvertrage, noch in den Protokollen etwas feſtgeſetzt. Die Dänen 
begnügen ſich zunächſt, wenn nur Preußen ratifieitt. Nehmen wir nun 
an, daß 3 der Bundes⸗Regierungen ſich für den Frieden erklären, fo 
könnte man ſich beim Feſthalten des Friedens auf Beſtimmungen der 
Wiener Schlußakte (Artikel 40. und 49.) beziehen, nach denen die 
Entſcheidungen über Krieg und Frieden von 3 Majorität im Ple⸗ 
num getroffen wird. Entſcheidet ſich aber nur die abſolute Majorität 
der Regierungen für den Frieden, ſo wird jedenfalls von der einen 
Seite geltend gemacht werden, daß der Krieg wieder beginnen müſſe. 
Von der andern Seite könnte dann hervorgehoben werden, daß das 
Bundesplenum, als entſcheidende Macht, nicht mehr beſtehe, die Ent⸗ 
ſcheidung alſo von der einfachen Majorität der Regierungen abhänge. 
Iſt endlich die Minorität der deutſchen Regierungen für den Frieden, 
ſo muß die preußiſche Regierung entweder einen Separatfrieden ſchlie⸗ 
ßen oder den Krieg von Neuem beginnen. Wenn nun aber auch die 
abſolute Majorirät der Regierungen ſich für den Frieden entſchleden 
haben wird, ſo bleibt nach Art. 42. der Schlußakte es denjenigen Bun⸗ 
desſtaaten, welche von der Wirklichkeit der Gefahr für den Bund über⸗ 
zeugt ſind, unbenommen, gemeinſchaftliche Vertheidigungsmaßregeln 
unter einander zu verabreden. Wird alsdann (nach Art. 40.) das Bun⸗ 

esgebiet von einer auswärtigen Macht überfallen, ſo muß, was auch 
erner oon der Bundesverſammlung beſchloſſen werden mag, ohne weis 
tern Verzug zu den erforderlichen Vertheidigungs⸗Maßregeln geſchrit⸗ 
ten werden. — Die Beſtimmung des Friedens⸗Vertrages, daß der 
König von Dänemark die Intervention des Bundes in Holſtein an⸗ 
rufen dürfe, veranlaßt jetzt die Dänen, die Verhältniſſe der Herzog⸗ 
thümer als eine Rebellion darzustellen. Das Preußen dieſe Auffaſſung 
2 will, beweiſt aber der betreffende Paragraph durch die Forderung, 

emark müſſe vor der Anwendung ſeiner „bewaffneten Macht“ gegen 


Holſtein, den Bund von den Schritten zur Wahrung der Rechte Hol⸗ 


Donnerſtag den 18. Juli. 
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ſteins in Kenntniß ſetzen. Findet der Bund in den Maßnahmen der 
Dänen eine Rechtsverletzung, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß er mit 
bewaffneter Hand das Bundesgebiet Holſtein ſchützen muß. 

— Eine Correſpondenz des Wiener „Wanderer“ aus Berlin vom 
11. Juli enthält folgende bemerkenswerthe Stelle: Auf die Entſchei⸗ 
dung Oeſterreichs iſt man überall ſehr geſpannt. Wird es die Ueber⸗ 
einkunft anerkennen, die ſich das ſchwache ohnmächtige Preußen (2) 
abringen ließ, oder wird es endlich mit einer entſcheidenden That her⸗ 
vortreten, um deutſche Intereſſen an der Nord- und Oſtſee zu wahren, 
nachdem das in Hochmuth und Selbſtüberſchätzung aufgeblahte, Schwert 
Deutſchlands“ () ſie im Stiche gelaſſen. Ich muß offen geſtehen, die 
Vaterlandsfreunde ſetzen eben nicht all' zu große Hoffnungen auf die 
Entſcheidung von Wien. Man hat ſich nachgerade daran gewöhnt, 
von dort her für deutſche Intereſſen, für eine deutſche Sache nichts, 
ober nicht viel mehr als nichts, zu erwarten. — Es iſt wieder ein Mo⸗ 
ment gekommen, den Oeſterreich nur zu benützen braucht, um von 
der öffentlichen Meinung auf die Schulter gehoben zu werden, und 
oben an zu ſtehen in den Sympathien des deutſchen Volkes. Wird 
man in Wien nicht endlich zugreifen? — Ach! man wird nicht! — 
England, England! iſt die letzte Hoffnung, die einzige Stütze, auf 
welche die tapfern Schleswig- Holſteiner doch noch rechnen dürfen. 
England wird es niemals zugeben, daß der ruſſiſche Einfluß ſich fo 
legitim breit mache am Sunde, an der Elbe, der Oſt⸗ und Nordſee, 
wie es durch den däniſchen Geſammtſtaat geſchehen würde, an deſſen 
Spitze man einen Schützling des Czars ſtellt. England kann das 
nicht wollen, und wenn es ein Dutzend Londoner Protokolle unter⸗ 
zeichnet hätte; es müßte denn — in die Hände deutſcher Diplomatie 
gefallen ſein! 

Berlin, den 15. Juli. (N..) Der von der, Augsburger Allg. 
Zig.“ mitgetheilte Friedensvertrag hat ſich als unrichtig erwieſen. Un⸗ 
ſere gouvernementalen Blätter bringen jedoch noch immer nicht den 
richtigen Wortlaut. Wir find alſo genötbigt, die Mittheilungen ande⸗ 
rer Blätter auch ferner aufzunehmen. Es trifft ſich nun, daß die 
„Deutſche Z.“ und die „Z. f. Nordd.“ den Franzöſiſchen Tert des 
Friedensvertrages gleichlautend geben, und wir glauben deshalb, ihn 
unſeren Leſern nicht vorenthalten zu durfen. Er ſtimmt in den drei 
erſten Artiteln mit der Mittheilung der „A. A. J.“ überein. Die Ar⸗ 
tikel IV und V find neu. Wir geben dieſelben in Deutſcher Ueber⸗ 
ſetzung: Art. 4. Nach Abſchluß des gegenwärtigen Vertrages wird 
Se. Maj. der König vou Dänemark, Herzog von Holſtein, dem Bun⸗ 
desrechte gemäß, die Jutervention des Deutſchen Bundes in Anſpruch 
nehmen können, um die Ausübung Seiner legitimen Autorität in Hol⸗ 
ſtein wieder herzuſtellen, indem er zu gleicher Zeit von Seinen Abſich⸗ 
ten in Bezug auf die Paciſikation des Landes Mittheilung macht. 
Wenn der Bund auf dieſe Forderung hin für den Augenblick nicht in⸗ 
terveniren zu müſſen glaubt, oder wenn Seine Intervention erfolglos 
bleiben ſollte, fo wird es Sr. Dän. Maj. freiſtehen, die militäriſchen 
Maßregeln auf Holſtein auszudehnen und zu dieſem Ende ſeine be⸗ 
waffnete Macht anzuwenden. Art. 5. Junerhalb ſechs Monaten nach 
Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages werden der Deutſche 
Bund und Se. Maj. der König von Dänemark Kommiſſarien ernen⸗ 
nen, um, nach den darauf bezüglichen Urkunden und anderen Bewei⸗ 
ſen, die Grenze zwiſchen den Staaten Sr. Däniſchen Majeſtät, welche 
nicht in dem Deutſchen Bunde einbegriffen ſind, und denen, welche zu 
demſelben gehören, feſtzuſtellen. — Die Z. f. N. fügt ihrer Mitthei⸗ 
lung hinzu: „Außer dieſen mitgetheilten Artikeln des Friedensvertra⸗ 
ges iſt noch ein beſonderer geheimer Artikel kontrahirt worden, der 
über die Betheiligung Preußens an der Regelung der Schleswig⸗Hol⸗ 
fteinifchen Erbfolgeordnung handelt.“ — Der „Kölniſchen Zeitung“ 
wird aus Berlin vom 11. Juli geſchrieben: Am vergangenen Sonn⸗ 
tage waren die Däniſchen Unterhändler zur Königl. Tafel gezogen und 
mit großer Freundlichkeit behandelt worden. Auch der Feind hat als 
Gaſtfreund das Recht, Aufmerkſamkeit und Zuvorkommenheit zu ver⸗ 
langen, aber die wiederholten Entſchuldigungen der Hofmänner über 
den Krieg bei den Dänen wollen mir nicht gefallen. Die alten Sol⸗ 
daten ſchütteln Ain e die e en 2 v. 2 . 
ſich Herr v. Pechlin ſpeziell im Namen feines Königs für die wine 
und humane Kriegsführung bedankt haben, worauf der General denn 
wohl nicht weiter eingegangen ſein wird. Die Reaktion iſt entzückt, 
daß Ritter Bunſen Anfangs nicht zu den Konferenzen in London ge- 
zogen wurde, denn ſie haßt ihn wegen feiner Neigung für die Herzog⸗ 
thümer. Einer ihrer Leiter erklärte neulich unumwunden: Er wiſſe 
nicht, ob man ſich bei einem Kriege mit Oeſterreich über den Sieg 
oder die Niederlage freuen ſolle. — Die von uns gegebene Nachricht, 
Oeſterreich werde ſich nicht an der Londoner Konferenz in Bezug auf 
die Däniſche Angelegenheit betheiligen, wird uns heut von anderer 
Seite auf das Beſtimmteſte mit dem Hinzufügen beſtätigt, daß in die⸗ 
fer Angelegenheit die Kabinette von Wien und Berlin ſich bei Even⸗ 
tualitäten zu gemeinſamen Schritten verbünden würden. — Nach dem 
Corr.⸗ B. hat fi das neue Inſtitut, welches die Allerh. Kabinets⸗ 
Ordre vom 29. Juni zur Ausübung der Befugniſſe geſchaffen hat, die 
bisher der Abtheilung des geiſtlichen Miniſteriums für die inneren 
evangel. Kirchenſachen beigelegt waren, — der „evangeliſche Oberkir⸗ 
chenrath“, bereits konſtituirt. 


Berlin, den 16. Juli. (Berl. Nachr.) Es iſt nicht unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß J. k. H. die Erzherzogin Sophie (Mutter des Kaiſers 
von Oeſterreich), welche in dieſen Tagen ihren Schweſtern, der Köni- 
gin von Sachſen und der Prinzeſſin Johann, einen Beſuch abzuſtatten 
beabſichtigt, auch die k. Familie in Sansſouci beſuchen werde. J. M. 
die Königin iſt bekanntlich ebenfalls eine Schweſter der Erzherzogin 
Sophie. — Die Sächſiſche Regierung ſoll den Frieden mit Dänemark 
bereits ratiſteirt haben. — Es ift davon die Rede, daß auch mit eini⸗ 

en nicht zur Union gehörigen Staaten Verhandlungen, betr. die Au⸗ 
ber, Gouröfegung ihres Landes⸗Papiergeldes und deren Notififation 
an Preußen, gepflogen werden. — Der ehemalige Dirigent des Haupt 
Stempel⸗Magazins und Rendant des rheiniſchen Reviſions⸗ und Kaſ⸗ 


ſationshofes, Ritter des rothen Adlerordens 4. Klaſſe und Inhaber 
der Kriegsdenkmünze, Rechnungsrath Schimmelpfennig, ſtand geſtern 
vor den Geſchwornen unter der Anklage der wiſſentlichen Verletzung 
feiner Amtspflichten durch Unterſchlagung koͤniglicher Gelder. Er ge⸗ 
Rand zu, 3204 Thlr. aus der Kaſſe des ꝛheiniſchen Kaſſationshofes 
und 505 Thlr. aus der ſeinem Verwahrſam anvertrauten Kaſſe des 
Stempel⸗Magazins in ſeinen Nutzen verwendet zu haben, und war 
nur die juriſtiſch ſehr intereſſante Frage zu entſcheiden, ob der Ange⸗ 
klagte die erſte Veruntreuung als Kaſſenbeamter begangen habe oder 
nicht. In Betreff des zweiten Falles war die Anklage ſogleich nur auf 
Veruntreuung von Privatgeldern erhoben worden. Die Geſchwornen 
nahmen an, daß der Angeklagte Kaſſenbeamter geweſen und wurde er 
darauf zu einer Geldbuße von 1010 Thlr. eventuell 1 Jahr F 8⸗ 
arreſt und außerdem zu 18 Monaten Feſtungsarreſt, Verluſt der Na⸗ 
tionalkokarde und Kriegsdenkmünze verurtheilt, ſeiner beiden Aemter 
entſetzt und für unfähig zur Verwaltung eines öffentlichen Amtes er⸗ 
klärt. Die Entſcheidung über den Verluſt des rothen Adler⸗Ordens 4. 
Klaſſe wurde Sr. Maj. dem Könige vorbehalten. 5 

— Die „Neue Preuß.⸗Ztg.“ enthält Folgendes: Ueber Paris 
geht uns die Nachricht von dem plötzlichen Tode des Feldmarſchalls 
Herzogs v. Wellington zu. Wir müſſen eine Beſtätigung dieſer 
neuen Trauerpoſt abwarten. 

— Die Anweſenheit Sr. Königl. Hoheit des Prinzen von Preu⸗ 
ßen erſcheint immer mehr von unberechenbarem Nutzen für die Sache 
der Union. Nicht wenig von der jetzt ſo bedeutenden Thätigkeit der 
Miniſter in der Deutſchen Angelegenheit hat die Anregung von jener 
Seite zu Wege gebracht und die Stütze, die das Miniſterium gegen die 
Machinationen der auf Loyalität Anſpruch machenden Kreuzzeitungs⸗ 
partei in dem Prinzen jetzt direkt findet, iſt nur geeignet, die Angele⸗ 
genheit endlich einmal zum Austrag zu bringen Mit dieſen Ver älts 
niſſen hängt auch die gefpannte Stimmung zuſammen, die ſich jetzt 
zwiſchen den Miniſtern und den für Repräſentanten der Kreuzzeitung 
geltenden Herren kundgiebt. — Feſtſtehend iſt übrigens, daß ſich ſehr 
einflußreiche Perſonen, namentlich die angeſehenſten jener Richtung 
immer mehr von ihrem Organe zurückziehen. — So hat ein bekann⸗ 
ter Staatsmann, der bei Gründung der Zeitung ſie mit Geldmitteln 
unterſtützte und obſchon nie zu ihrer Farbe ſtreng gehörend, ihr in frü⸗ 
heren Zeiten ſeine Beachtung ſchenkte, ſich von ihr energiſch losgeſagt. 
Ein anderes Parlamentsmitglied, das auch als Anhänger jenes Or⸗ 
ganes galt und das zu protegiren es ſich die undankbare Mühe gab, 
hat bei Uebernahme eines ihm von dem Miniſterium anvertrauten 
Kommiſſoriums erklärt, wie er weder mit jener Zeitung, noch mit den 
Männern, in irgend welchen Beziehungen politiſcher Natur ſtände, 
die ſich vergeblich bemühen, eine Agitation gegen die beiden hauptſäch⸗ 
lichſten zu Recht beſtehenden Landesgeſetze heraufzubeſchwoͤren. — 
Gegen die Neue Preuß. Zeitung iſt wegen des Artikels in wel⸗ 
chem fie von dem Minifterium behauptet, daſſelbe habe den 5. Dezbr. 
1848 als einen Trauertag angeſehen, die Kriminalunterſuchung vom 
Staatsanwalt beſchloſſen. (Schleſ. Z.) 

Brandenburg, den 14. Juli. (Berl. Nachr.) Geſtern früh 
iſt der Oberbürgermeiſter Ziegler mit dem von ihm neulich verweigerten 
Paſſe, der nur auf drei Monate lautet, nach Carlsbad abgereiſt. Der 
Paßantrag des Herrn Z. ging nämlich dahin, Carlsbad und die 
Oeſterreichiſchen Staaten beſuchen und ein gene Jahr von bier abs 
weſend fein zu wollen. Da aber feine lichtigkeitsbeſchwerde doch 
wahrſcheinlich gleich nach Beendigung der Gerichtsferien zur Verhand⸗ 
lung kommen und feine Gegenwart dabei nöthig ſein dürfte, ſo ſcheint 
deshalb ſchon eine verlängerte Abweſenheit des Herrn Z. nicht rathſam 
befunden worden zu ſein. Die hieſige Bürgerſchaft beabſichtigt indeß, 
bei der Königl. Regierung die Bitte anzubringen, daß die Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung wegen des Ziegler 'ſchen Penſions-⸗Beſchluſſes 
aufgelöſt, mindeſtens das Stimmrecht denjenigen Mitgliedern entzo⸗ 


en werde, welche für dieſen Beſchluß geſtimmt haben. 
: Stettin, den 13. Juli. Dem Vernehmen nach ſol⸗ 


(O. 3. 
len bei der Unterredung ber Deputation des Vorſteher⸗Amtes der hie⸗ 


ſigen Kaufmannſchaft mit dem Herrn Miniſter v. d. Heydt hauptſäch⸗ 


lich die Durchfuhrzolle angeregt worden fein, indeß ſoll die gewünſchte 
gänzliche Beſeitigung nicht in Ausſicht ſtehen, da nach den Aeußerun⸗ 
gen des Herrn Minifters ein fernerer Einnahme⸗Ausfall an Zöllen 
den Einſpruch des Finanz⸗Miniſters gegen ſich habe. — Die ange⸗ 
regte einſeitige Herabſetzung des Elbzolles, die nun ſchon im dritten 
Jahre beſtehe, ſoll von dem Herrn Miniſter beklagt worden ſein, mit 
dem Bemerken, daß durch die Kaſſeler Konferenz eine Erledigung des 
Uebelſtandes hoffentlich zu gewärtigen. Ueber die von Preußen befür⸗ 
worteten Schutz- und Rückzölle ſollen die Aeußerungen errn 
Miniſters dahin gegangen ſein, daß er kein neues Syſtem verfolge, 
ſondern nur durchzuführen ſuche, was frühere Miniſterien erſtrebt; daß 
et an Mißtrauensvoten gewöhnt ſei, und daß et nichtsdeſtoweniger 
feiner Ueberzeugung folgen werde. Ueber die angeregten 19 
und deren wünſchenswerthe Herabſebung ſoll der Herr Minifter keine 
deutliche Erklärung abgegeben, ſondern nur geäußert haben, daß er die 
Schleſiſchen Grubenbeſitzer ernſtlich aufgefordert habe, fleißiger und 
energiſcher zu fein, und daß er hoffe, durch das neue Bergwerksgeſetz 
auch billigeres inländiſches Eiſen erzeugt zu ſehen. ; 

„ Stettin, den 16. Juli. Es ſcheint die Angelegenheit der 
Zollfrage kaum je mit größerem Jutereſſe von dem Publikum, kaum 
je mit geringerem im Miniſterium verfolgt worden zu ſein, als gegen⸗ 
wärtig. Wir begreifen Erſeres, und können das Letztere nur bedauern. 
Zwar find die politiſchen Verhältniſſe nach allen Richtungen hin ſo 
verwirrt, daß es ſich entſchuldigen läßt, wenn unſere Staatsmänner 
untergeordnete Dinge weniger ſorgfältig beachten. Zu dieſen unter 
geordneten Dingen gehört aber bei uns die Zollfrage keineswegs, und 
die zahlloſen Petitionen, welche von allen Seiten gegen bie auch 
des Handelsminiſters einlaufen, den entſchiedenen Widerſpruch, we 
chen dieſe Vorſchläge in den Journalen aller Farben finden, wo immer 
die Redaktionen den Grundſaͤtzen der Volkswirthſchaft nicht ganz fremd 


find, die Thatſache, daß alle andern Angelegenheiten, ſelbſt die Stellung 
3 Konſervativen und Demokraten für den Augenblick vor der 
Diskuſſion über die Handelspolitik in den Hintergrund getreten ſind, 
beweiſen wohl am unzweifelhafteſten deren große Bedeutung für 


Es ſcheint deſſen ungeachtet das Miniſterium die ganze Frage 
dem einmal damit betrauten Minifter überlaſſen zu haben, deſſen Anz 
ſchauungsweiſe natürlich auf den Standpunkt beſchränkt iſt, auf wel⸗ 
chem er ſein ganzes Leben hindurch zu ſtehen gewohnt war. 

Fabrikanten und Geſchäftsleute in Fabrikgegenden gelangen gar 
zu leicht zu der Anſicht, daß das Fabrikweſen und deſſen Ausdehnung 
> 


das gie Ziel einer weiſen Regierung ſei, und ſchlagen die Opfer 
der Maßregeln ſehr gering an, welche ſie als nothwendig betrachten, 
jenes Ziel zu erreichen. So finden ſich denn auch in den Vorſchlägen, 


welche Herr v. d. Heydt dem Kongreſſe zu Kaſſel zu machen beabſich⸗ 
tigt, eine Reihe von Tatifveränderungen, die rückſichtslos gegen alle 
anderen Faktoren des Staates, nur zum Vortheil der Spinuereibeſitzer 
und Weber, vorzugsweiſe aber der erſteren, berechnet find. 

Z.olle ſind bekanntlich ursprünglich lediglich als Finanz⸗ Quelle 
an den Grenzen der verſchiedenen Staaten eingehoben worden, und 
man hat dabei die Bemerkung gemacht, daß, ſe mäßiger ſie waren, 
deſto größer die Einnahme, welche ſie dem Staate gewährten. Die 
Fabrikanten haben aber den Gewalthabern immer vorgeſpiegelt, daß 
die Zölle nicht nur eine Einnahme gewähren, ſondern für kurze Zeit, 
nach den Bedürfniſſen der Induſtrie erhöht, dieſelbe zu großer Blüthe 
bringen würden. Unter dem Bedürfniſſe der Induſtrie verſtehen die 

Fabrikanten ſtets diejenige Höhe der Zollſätze, welche die fremde Ein⸗ 
fuhr verhindert, ihnen alſo die ausnahmsweiſe angenehme Stellung 
verſchafft, keine Konkurrenz zu haben, ein Vortheil, deſſen ſich die 
Maſſe der Bevölkerung für ihre Arbeit keineswegs erfreut. Der hoch⸗ 
ſelige König Friedrich Wilhelm III. hatte zu gründliche volkswirth⸗ 
ſchaftliche Kenutniſſe, als daß er nicht die Gefahr erkannt hätte, die 
für den Wohlſtand des ganzen Vaterlandes in dem Monopol liege, 
welches durch Ausſchluß der fremden Konkurrenz den einheimiſchen 
Fabrikanten eingeräumt würde; ſchon im Jahre 1808 verwarf er aus⸗ 
drücklich ſolch ein Monopol, und beſtimmte in dem Grundgeſetze, wel⸗ 
ches er im Jahre 1818 gewiſſermaßen dem gegenwärtig beſtehenden 
Zollvereine gab, daß Schutzzoͤlle nur ausnahmsweiſe, und für ſolche 
Induſtrieen gewährt werden follen, welche Ausſicht haben, in einiger 
Zeit dieſen Schutz entbehren zu können, daß übrigens dieſer Zoll nie 
über 10 Prozent vom Werthe betragen dürfe, weil nicht anzunehmen 
ſei, daß eine Induſtrie, welche bei 10 Prozent Schutz noch nicht, ge⸗ 
genüber der ansländiſchen Konkurrenz, beſtehen könne, jemals im Falle 
ſein werde, dieſelbe zu überwinden. 

Im Laufe der Zeit wurden die Zölle theils auf immer neue zu⸗ 
dringliche Vorſtellungen der Fabrikanten hin erhöht, theils dadurch, 
daß ſie auf das Gewicht feſtgeſetzt bei dem fortwährenden Preis⸗Ruck⸗ 
gang der Fabrikate im Auslande ein größeres Verhältniß erreichten, 
fo daß wir z. B. viele Baumwolle und Eiſenwaaren heute mit 50 bis 
100 pCt. verzollen müſſen. 

Ungeachtet daß dieſe Induſtrieen ſeit 30 Jahren nun ſo eindring⸗ 
lich nur geſchützt ſind, ungeachtet daß man nach den früheren Ver⸗ 
ſprechen der Fabrikanten hätte erwarten ſollen, daß unſere Indu⸗ 
ſtrieen nun die fremden an Vollkommenheit eingeholt hätten, dringen 
die Fabrikanten jetzt neuerdings auf Zollerhöhungen und haben ihre 
Wunſche in den Anträgen des Herrn v. d. Heydt maßloſe Berückſich⸗ 
tigung gefunden. 

Hat ſich aber ſchon beſtätigt, was Königliche Worte vorherge- 
ſagt, hat ſich bewieſen, daß Monopole nicht Anftrengungen hervorru⸗ 
fen, ſondern ſie ſeltener machen, während die freie Konkurrenz da, wo 
ſie am vollkommenſten iſt, die blühendſte Induſtrie ſchafft, ſo ſträubt 
ſich gegen eine neue noch weitere Abweichung von dem Freihandels⸗ 
prinzip des Zollvereins der geſunde Sinn der ganzen Bevölkerung Preu⸗ 
ßeus um ſo mehr, als die Opfer furchtbar ſind, welche das bisherige 
Syſtem ſchon gefordert hat und deren Vermehrung eine breite Bahn 
zur Zerrüttung aller landwirthſchaftlichen und Handgewerke werden, 
und der Staat in der That das Wohl von 16 Millionen Menſchen 
für die Bereicherung einiger hundert Fabrikbeſitzer geben würde. Die 
Zahl der Fabrikarbeiter, welche bei ſolchen zollbegehrenden Fabrikanten 
beſchäftigt ſind, welche fie immer ſo ſehr in die Wagſchale zu werfen 
pflegen, wenn ihre rüche geltend machen, iſt hoͤchſt unbedeutend 
im Verhältniß zu der Zahl derjenigen, welche nur durch einen der 
Zölle, z. B. durch den auf Eiſen, um ihre Arbeit gebracht werden. 

Die Arbeiter find bei künſtlicher Beſchränkung der Gewerbthätig⸗ 
keit immer ſchlechter daran, als bei freier Konkurrenz und daß ihr Schick⸗ 
ſal unter keinen Umſtänden ſchlechter werden könnte, als gegenwärtig 
bei den Jollbegiiadigten Fabriken, beweiſt das Elend, welches in 
den Fabrikdiſtrikten herrſcht und das ſich am Rheine durch maſſenhafte 
Auswanderung, in Schleſien durch Hungerſeuchen bereits periodiſch 
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Die einfache Logik, wie die Erfahrung widerſprechen fo entſchieden 
der Veränderung der preußiſchen Handelspolitik in ein Fabrikantenſy⸗ 
ſtem, die Induſtrie und das gute Recht von 995 Prozent der Bevölke⸗ 
rung drängen fo mächtig in eine entgegengeſetzte Bahn, und die poli- 
tiſchen Verhältniſſe ſcheinen für die letztere ſo lebhaft zu ſprechen, daß 
— werden darf, das Miniſterium, wenn es in ſeiner Ge⸗ 
ſammthelt die Vorſchläge des Handelsminiſters prüft, werde ſelbſt 
darauf kommen, deren Unverträglichteit mit dem öffentlichen Wohl zu 
erfaſſen, und wir glauben ſogar, bereits andeuten zu dürfen, daß eine 
ſoiche Erkenutniß iu den letzten Tagen ſchon gehörigen Orts einigen 
Raum gewonnen hat. 

Köln, den 13. Juli. (Koln. Ztg.) In Elberfeld hat die 
Sammlung von Beiträgen für Schleswig - Holftein bereits begonnen; 
wir find ite in der „Elberfelder Zeitung“ die erſten Veröffentlichun⸗ 
gen derſelben. Es erſcheinen ſowohl einmalige Summen gezeichnet; 
wie auch ‚bleibende Stadtviertel⸗Vereine gegelndet, in welchen jedes 
e verpflichtet, gleich von der Bildung des Vereins an und 
für die Dauer des Krieges wöchentlich wenigſtens einen Sil⸗ 
bexgroſchen beizutragen. — In Köln find die aus den Kammern 

ahnten Herren v. Ammon, Bürgers, Klaeſſen, Kompes, 

Bm Somit) als Ausſchuß an die Spitze des Unterſtützungs⸗ 


ne getreten. 
Vonder Niederelbe, den 15. Juli. Die Okkupation Süd⸗ 
be te Unfsigen ſchreitet raſch vorwärts. Als ſicher köͤn⸗ 
ie Ei hen mitteilen, daß in dieſem Augenblicke Louiſenlund au 
r Schlei Bub al in Schleswig bereits Schleswig- Holfteinifche 
ng. haben. Auch spricht man davon, daß ein Vorpaften der 
gen bis dicht an die Demarkationslinie vorgeſchoben ſein ſoll, 
as wo 105 ſeht der Bestätigung bedarf. Wenn man übrigens 
lauben ſo e, daß die Statthalterſchaft ohne Veranlaſſung den Be⸗ 
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fehl zum Einmarſch in das Herzogthum Schleswig gegeben habe, ſo 
irrt man ſich. Erſt als die Statthalterſchaft die ſichere Kunde von der 
Uebertretung der Königsan durch die Dänen hatte, iſt die 
Eider von den Schleswig-Holſteinern überſchritten wor⸗ 
den. Daß die Dänen bereits in Chriſtiansfelde ſtehen, iſt gewiß, 
wenn auch das bereits geſchehene Einrücken der Dänen in Flensburg, 
wie ſolches heute behauptet wurde, vielleicht nur eine bloße Vermu⸗ 
thung ſein durfte, während aber ein Beſuch der Däniſchen Dragoner 
in Apenrade mehr als eine bloße Vermuthung zu ſein ſcheint. Man 
glaubt hier allgemein, daß ein baldiger Zuſammenſtoß der Schleswig⸗ 
Holſteiner mit den Dänen erfolgen wird; vielleicht ſchon morgen, viel⸗ 
leicht auch erſt am Mittwoch oder Donnerſtag. Näheres anzudeuten, 
erlauben uns nahe liegende Gründe nicht. An eine Ueberſiedelung der 
Statthalterſchaft nach Altona iſt nicht zu denken; vielmehr iſt anzu⸗ 
nehmen, daß die Statthalterſchaft bald ihren Sitz in Schles⸗ 
wig aufſchlagen wird. Die Ueberſtedelung des Generalkomman⸗ 
dos und der Schleswig⸗Holſteiniſchen Regierung dahin ſoll ſchon er⸗ 
folgt ſein. 

: In Altona wird das Waiſenhaus auch in dieſem Jahre wieder 
zur Aufnahme Verwundeter und Kranker umgeſchaffen und der Hoſpi⸗ 
talverwaltung iſt der Befehl geworden, für die Anſchaffung von 1000 
Betten Sorge zu tragen. 

Schleswig, den 14. Juli. (H. C.) Mehrfache Ernennungen 
in der Armee haben wiederum ſtattgefunden. Es beſtätigt ſich, daß 
Herr v. d. Tann Chef des Stabes geworden iſt. Die Preußen haben 
ihren Rückzug aus Schleswig am 14. über den weſtlichen Theil des 
Herzogthums angetreten, nachdem ſie Tages vorher ihre Kranken auf 
den Weg gebracht haben. Die Zahl der Letzteren iſt nach den verſchie⸗ 
denen Berichten nicht unbetrachtlich. Ein preußiſches Kommando von 
100 Mann hat am 13. die „Geſion“ beſetzt. Auf die Frage, ob der 
Eine oder Andere Gründe habe, zurückzubleiben, meldete ſich Niemand. 
Viele Offiziere gaben den Wunſch zu erkennen, dieſes Kommando zu 
übernehmen. Die Matroſen haben zum Theil das Schiff verlaſſen, 
weil die Thörichten unter dem preußiſchen Adler nicht dienen wollen, 
während die Preußen die „Gefion“ nur im Namen Deutſchlands in 
Beſitz nehmen. 

General Hahn erhält von allen Seiten Beweiſe der höchſten 
Theilnahme. Selbſt von Tondern und Angeln kamen ihm Deputa- 
tionen zu. Der General hat am 13. nachſtehendes Schreiben an den 
Magiſtrat der Stadt Schleswig erlaſſen: „Da bereits morgen ein 
Bataillon von hier abmarſchirt, und ich übermorgen mit den übrigen 
Truppen die Stadt Schleswig verlaſſe, ſo nehme ich heute ſchon Ver⸗ 
anlaſſung, Einem hochlöblichen Magiſtrate für deſſen freundliches Ent⸗ 
gegenkommen und gütige Unterſtüzung während meines hieſigen Kom⸗ 
mando's, meinen verbindlichſten Dank, und zugleich die ganz ergebenſte 
Bitte auszuſprechen, den hieſigen Einwohnern bekannt zu machen, daß 
wir mit dem innigſten Danke und der größten Hochachtung ſcheiden, 
daß ihr Benehmen und Verhalten gegen uns die Heimat hier nicht 
vermiſſen ließ, daß wir ſtets den innigſten Antheil an dem Wohle der 
Herzogthümer Schleswig-Holftein und beſonders der Stadt Schleswig 
nehmen werden, und ihnen zum Abſchiedsgruße unſern herzlichen 
Wunſch zurufen: daß dieſem herrlichen Lande, und ſeinen von uns ge⸗ 
liebten Bewohnern recht bald ein ſegensreicher, dauernder Friede zu 
Theil werden möchte. Schleswig, den 13. Juli 1850. v. Hahn, 
Generalmajor, Inſpekteur der 2ten Artillerie-Inſpektion.“ 

In Flensburg ſind die Dänen wirklich eingerückt, die Angaben 
über ihre Stärke (10,000) Mann aber offenbar übertrieben. Oberſt 
Hodges hat den Ort verlaſſen; man will in Fleusburgs Hafen ein 
engliſches Dampfboot geſehen haben, mit dem oſtenſibeln Zwecke, das 
Mitglied der Landesverwaltung abzuholen. Letzteres iſt bereits über 
Altona nach Hamburg gegangen. Die ſchleswig-hoͤlſteinſche Regie⸗ 
rung (bekanntlich eine unmittelbar unter dem Miniſterium ſtehende 
Verwaltungsbehörde) wird in den nächſten Tagen nach Schloß Got⸗ 
torp in Schleswig verlegt, während die Statthalterſchaft vorerſt in 
Schleswig bleiben wird. — Gervinus iſt in Kiel angekommen, um, 
wie es heißt, ſeine Kräfte der Sache der Herzogthümer zu weihen. — 
Von Rendsburg will man ſeewärts eine heftige Kanonade gehört ha— 
ben, ohne Zweifel nur Uebungsſchüſſe der Scetruppen. 

Aus Kiel vom 14. Juli meldet der Hamburger Korreſpondent: 
Seit geſtern liegt die ruſſiſche Flotte, beſtehend aus 3 Linienſchiffen 
und 6 Fregatten, auf der Höhe von Bülck, alſo am Eingange des 
Kieler und Eckernförder Hafens. Bei ihnen ift eine däniſche Fregatte. 
Ob dieſes eine Demonſtration ſein ſoll, welche man gerade an dieſem 
Punkte der ſchleswig⸗holſteinſchen Küſte für angemeſſen hält, fragt das 
Blatt und antwortet: Jedenfalls würde dieſelbe ihren Zweck völlig 
verfehlen, da man ſich durch bloße Demonſtrationen nicht einſchüchtern 
laſſen wird, und überdies eine Flotte ohne Landungstruppen keine 
Bedeutung hat. — Die Fremdenpolizei wird hier jetzt ſtreuge gehand⸗ 
habt; auf dem Rathhausgefängniſſe ſitzen zwei des Spionirens über⸗ 
führte Individuen. 

Klel, den 15. Juli. Drei Bataillone Holſteiner ſind in die 
Stadt Schleswig eingerückt. In Flensburg ſind die Dänen und ſchie⸗ 
ben ihre Vorpoſten vor. In Eckerüförde ſind die Holſteiner, ſie haben 
in Torfſchiffen unterm Torf ſchwere Kanonen von Kiel aus nach Ek⸗ 
ferufötde durchgebracht. Hier ſind 6 Daniſche und ruſſiſche Kriegs- 
ſchiffe, die übrigen längs der Küſte. (Tel. Kor.⸗Bür.) 

rankfuürt a. M., den 12. Juli. Der Staatenbevollmäch⸗ 
tigten- Kongreß hat, nach äußern Wahrnehmungen, mit dem An⸗ 
fang dieſer Woche ſeine Sitzungen im vormaligen Lokal des Bundes⸗ 
tags wieder aufgenommen und ſeitdem ohne Unterbrechung fortgeſetzt. 
Dies iſt aber auch Alles, was ich Ihnen über die Berufsthätigkeit des 
Kongreſſes und deren Ergebniſſe zu berichten vermag, indem der über 
ſeine Verhandlungen ſchwebende Schleier des Geheimniſſes profanen 
Blicken vollkommen undurchdringlich verbleibt. Die Zahl der Staa⸗ 
tenbevollmächtigten hat ſich in der Zwiſchenzeit auch noch nicht vergrö⸗ 
ßert, doch hat derſelbe durch den nunmehr erfolgten Eintritt des Frei⸗ 
herrn von Leonhardi an Stelle des zum Miniſter des Junern er⸗ 
naunten Freiherrn von Dalwigk einen Zuwachs an Arbeitskräften 
erhalten, indem dieſer Diplomat noch ein junger, durch mehrere ge⸗ 
ſchätzte publiziſtiſche Werke auch als Schriftſteller rühmlichſt bekannter 
Mann iſt. Kennzeichnend für die Tendenz des neuen Darmſtädter Ka⸗ 
binets iſt aber, daß ſich eben in jenen Werken Herr von Leonhardi als 
entſchiedener Anhänger der yormärzlichen hiſtoriſchen Schule kund gieb. 

Fraukfurt a. M., den 13. Juli. Dem „Schw. Merk.“ wird 
von hier aus geſchrieben: „Da die an die Deutſche Bundeskaſſe zu 
entrichtenden Maſtikuiakbeitäge in letzter Zeit unregelmäßig ein⸗ 
gelaufen find, ſah ſich dieſelbe, um den von ihr zu leitenden Zahlun⸗ 
gen genügen zu können, genbthigt, ein bekanntes Bankhaus um einen 
Vorſchuß anzugehen. Es heißt aber, daſſelbe habe Anſtand genommen, 
dem Anſinnen ſofortige Folge zu geben.“ Mat. g.) 


Stuttgart, den 13. Juli. (Nat.⸗Ztg.) Da für den Staats⸗ 
gerichtshof noch kein Prozeßverfahren beſteht, ſo find die beiden Mit⸗ 
glieder deſſelben, Ober-Juſtizrath Teuffel und Ludwig Uhland, 
mit der Bearbeitung eines ſolchen beauftragt worden. Nach der Ver⸗ 
faſſung muß nämlich bei allen Handlungen und Arbeiten des Staats⸗ 
gerichtshofes ein vom Könige und ein von der Landesvertretung ge⸗ 
wähltes Mitglied thätig ſein. Uhland iſt der von der Landesvertretung 
Ernannte. — Die „Würt. Ztg.“ erörtert heute die Frage, ob die bis⸗ 
herigen Abgeordneten der Römerſchen oder altliberalen Partei abermals 
als Kandidaten für die nächſte Landesverſammlung auftreten ſollen. 
Ein bindender Veſchluß ſei bei der diesfallſigen Beſprechung nicht ge⸗ 
faßt werden, doch habe ſich die Mehrheit dieſer Partei bejahend aus⸗ 
geſprochen; zur Minderheit, welche gegen ein Wiederauftreten bei den 
Wahlen ſtimmte, gehören Römer, v. Zwerger und Mack. 

Aus Baden, den II. Juli. (Nat.⸗Ztg.) Das „Mannheimer 
Journal“ berichtet: Die Marſchordre für die 1. Abtheilung der 
nach Preußen beſtimmten Badiſchen Truppen iſt erſchienen und der 
Abmarſch auf Sonntag den 14. d. M. feſtgeſetzt. Die Truppen wer⸗ 
den bis Mannheim auf der Eiſenbahn befördert, von dort gehen fie 
auf Dampfſchiffen bis nach Koln, von wo aus fie dann zu Fuß nach 
ihren Beſtimmungsorten abgehen. Man rechnet, daß ſie in etwa vier 
Wochen in ihren neuen Garniſonsorten: Perleberg, Prenzlau, Königs⸗ 
berg in der Neumark, Wriegen, Arnswalde und Kottbus eintreffen werden. 


Oeſterreich. 

Wien, den 13. Juli. (Wanderer.) Das im heute ausgegebe⸗ 
nen „Reichsgeſetzblatte“ publizirte Verbot der Einfuhr ausländiſchen 
Tabaks in diejenigen Kronländer, in denen das Tabakmonopol noch 
nicht beſteht, iſt ein deutlicher Beweis, daß die Regierung wirklich be⸗ 
abſichtigt, die Maßregel der Einführung des Tabakmonopols in Un⸗ 
garn, und feinen ehemaligen Nebenländern ins Leben treten zu laſſen. 
Die Prohibition ausländiſchen Tabaks bildet den erſten Schritt dazu. 
(B. N.) Die Erzherzogin Sophie gedenkt ihre königliche 
Schweſter in Dresdeu zu beſuchen. — Der Jufant Don Carlos be⸗ 
findet ſich in dem nahen Kurorte Baden. — Bei dem Miniſterium 
hier ſollen bei vierzig Kiſten mit ſchönen Meßgewändern angekommen 
ſein, welche der Kaiſer von Rußland den zerſtörten und beraubten 
Kirchen von Ungarn zugedacht hat. Dieſe Ornate werden von hier 
aus dahin gebracht und vertheilt werden. — Bei der Wahl des Bür⸗ 
germeiſters in Mannersdorf ſoll ſich etwas ſehr Originelles begeben 
haben. Die Gemeinde erwählt nämlich ihren Grundherrn zum Bür⸗ 
germeiſter. Mannersdorf iſt aber eine kaiſerliche Beſitzung, und ſo iſt 
denn der Kaiſer Franz Joſeph zum Bürgermeiſter erwählt worden. — 
In Leitmeritz iſt das Miſſionswerk in vollem Gange. Die fremden Pa⸗ 
tres predigen von früh bis in die Nacht und wenden dabei Geſtikula⸗ 
tionen und Tonmodulationen an, wie ſie bisher auf der Bühne, aber 
nicht auf der Kanzel geſehen wurden. Wie natürlich ſpielt der Teufel 
und die Hölle die Hauptrolle. Dann herrſcht mit Bezug auf das 6. 
Gebot eine Deutlichkeit, die man bisher nicht kannte. Die Prediger 
dringen in dieſer Hinſicht auf vollſtändig detaillirte Beichte, da es thoͤ⸗ 
richt ſei, ſich durch Schaam abhalten zu laſſen, wenn man ſich nicht 
geſchämt, die Sünde zu begehen. Indeſſen dürfte die Miſſion ſich 
ſchwerlich über die Kathedrale hinaus erſtrecken, da, mit Ausnahme 
eines Einzigen, die Seelſorger der Diöceſe ſich eine ſolche Unterſtützung 
verbaten. 

Peſth, den 13. Juli. General Haynau hat im hieſigen Mor⸗ 
genbfatte eine Erklärung drucken laſſen, worin er ſich mit Bel iſar 
vergleicht, die Vorwürfe des Ungehorſams entſchieden zurückweiſt, ge⸗ 
gen die „Reichszeitung“ polemiſirt, und feinen Fall als eine günſtige 
Chanee für die Umſturzpartei bezeichnet. (Tel. Kor.⸗Bür.) 

a Frankreich. 

Paris, den 12. Juli. (K. 3.) Viele Mitglieder der Majori⸗ 
tät werfen der „jungen Rechten“ ihr neues Bündniß mit dem Berge 
bei Gelegenheit des de Tinguy'ſchen Amendements vor. Man deutet 
ſogar an, daß die Unterſagung legitimiſtiſcher Kundgebungen am St. 
Heinrichstage Seitens der Behoͤrden durch ihr Benehmen bei jener Ge⸗ 
legenheit veranlaßt worden ſei. — Der Prinz von Canino wird heute 
hier erwartet, ſoll aber bloß Erlaubniß haben, einige Tage zu verwei⸗ 
len. — Obgleich die National⸗Verſammlung das neue Theater⸗Cen⸗ 
ſurgeſetz noch nicht angenommen hat, ſo ſind doch die früheren Thea⸗ 
ter⸗Inſpektoren Vaſſe und Boyer, welche nach der Februar⸗Revolution 
ihre Stellen verloren, ſchon wieder angeſtellt worden. — Wie man 
verſichert, ſo hat man die Errichtung eines Lagers bei Verſailles de⸗ 
finitiv beſchloſſen. Das Lager ſoll aus zwei verſchiedenen Urſachen 
errichtet werden. Man will erſtens den militairiſchen Geiſt der Trup⸗ 
pen noch mehr entwickeln, welches immer geſchieht, wenn biefe ſich in 
einem Lager befinden; ferner bezweckt man auch eine Erſparniß, indem 
die Truppen in Paris eine Soldzulage haben, die alsdann wegfallen 
wird. Es ſcheint, daß der Präſident der Republik dieſes Lager oft 
zum Ziel ſeiner Spazierritte wählen wird. — Die Journale erheben 
heute Morgens ein wahres Zetergeſchrei über die Beibehaltung des de 
Tinguy’fchen Amendements, wodurch die namentliche Unterſchrift und 
damit die individuelle Verantwortlichkeit in die Preſſe eingeführt wird. 
Die großen conſervativen Journale ſind einſtimmig in der Verdammung 
deſſelben. Das „Journal des Debats“ ſagt ärgerlich, es werde ſich 
jezt um die ganze Diskuſſton des Preßgeſetzes gar nicht mehr kümmern 
und nur das Reſultat ganz trocken mittheilen. Es ſcheint damit die 
parlamentariſche Majorität für das Amendement durch die Entziehung 
feiner einflußreichen Publieität ſtrafen zu wollen. Der „Conſtitutionell“ 
meint, das Geſetz ſei durch obiges Amendement weit mehr gefährdet, 
als die Preſſe ſelbſt. Die legitimiſtiſche „Union“ nennt das Geſetz mit 
diefem Amendement, obſchon daſſelbe gerade von einem Legitimiſten 
herrührt und durch einen anderen Legitimiſten durchgeſetzt worden iſt, 
ein „Geſetz des Haſſes“ gegen die Preſſe. Das katholiſche „Univers“ 
(darin ganz im Widerſpruche mit HM. v. Montalembert, der für das 
Amendement votirt hat) nennt daſſelbe einen Staatsſtreich gegen die 
Preſſe und beklagt bitter die „Vernichtung der Kollektiogewalt, der mo⸗ 
raliſchen Macht des Journals, eiuer der wenigen in unſerer ſo zer⸗ 
ſtückelten, individualifirten Geſellſchaft noch übrigen Affoeiationen der 
Ideen und Geſinnungen“. Von den Oppoſitions⸗Journalen mißbil⸗ 
ſigen der „Steele“ und der „National“ das Syſtem der Namens⸗Un⸗ 
terſchrift an ſich, überlaſſen ſich aber dabei der Hoffnung, daß das de 
Tinguy'ſche Amendement das ganze Geſetz unmöglich machen wird. Die 
„Preſſe“ und die „Republique“ alſein acceptiren daſſelbe ganz unbedingt. 
Die „Republique“ ſtellt bei dieſer Gelegenheit folgende allgemeinere 
Betrachtungen an: „Das geſtrige Votum, entſprungen aus dem Zu⸗ 
ſammenwirken der Legitimiſten und der Linken, ganz wie das Votum, 
welches das Geſetz über die Bürgermeister beſeitigt hat, zeigt die Ele⸗ 
mente einer neuen Majorität an. Wenn dieſe Jufalls⸗Ma orität bes 
ſinitiv würde, fo konnte fie alle Staatsſtreichs⸗Proſekte hemmen und 
nützliche Geſetze machen, nicht für eine Partei, ſondern für ganz Frank⸗ 
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— 


teidh, für die Republik.“ — Wie verſichert wird, wänſchen est die 
rer der Majorität die Verwerfung des ganzen Preßgeſekes, worin 
auch die Miniſter ihnen beipflichten, die entweder daſſelbe gau zurück⸗ 
ziehen oder wenigſtens ſich dagegen ausſprechen werden. In dieſem 
Falle werden jedoch mehrere Anhänger der Preß⸗Revolution (denn an⸗ 
ers kann man die Einführung der namentlichen Unterzeichnung in die 
Journale nicht nennen) das Tingup'ſche Amendement ſofort als ein 
beſonderes Geſetz vorſchlagen. . 
Paris, den 14. Juli. (Tel. Dep. d. D. N.) Die Vertagung der 
den Wen ſoll nach dem Antrage vom 11. Auguſt bis 11. Oktober 
rn. 

Paris, den 15. Juli. In der Legislativen fernere Berathung 
des Preßgeſezes. Der Stempel für Broſchüren wurde angenommen. 
Auf Bazeé's Antrag wurde faſt einſtimmig beſchloſſen: den Geranten 
des bonapartiſtiſchen Blattes „Ponvoir“ wegen eines heftigen Angrif- 
fes auf die National⸗Verſammlung auf nächſten Donnerſtag, den 18. 
d. M., vor die Schrauken des Hauſes zu laden. — Die Legitimiſten 
feiern den Heinrichstag. (Tel. Kor.⸗Bür.) 


Großbritannien und Irland. 


London, den 12. Juli. (Köln. Ztg.) In dieſem armen Lande, 
wo man trotz der lehrreichen Erfahrungen, welche die neueſte Geſchichte 
der Continental⸗Staaten bietet, noch gar nicht glauben will, daß Con⸗ 
ſtitutionen nur gemacht find, um verletzt zu werden, daß der Zweck 
der Eide iſt, gebrochen zu werden, ſcheint der nothwendige Zuſam⸗ 
menhang zwiſchen dem Angriffe eines Einzelnen auf den Fürſten und 
der Aufhebung der Rechte eines Volkes ganz verkannt zu werden. Vor 
kaum vierzehn Tagen ſchlug der ſchwachſinnige Rob. Pate die Königin 
mit einem Stöckchen, und geſtern ſchon hat er ſein Urtheil empfangen. 
Wahrlich, das Engliſche Miniſterium verdient alle guten Gelegenhei⸗ 
ten der Art nicht — was würde ein geſcheiter Mann des Feſtlandes 
nicht alles daraus gemacht haben? Würde ſich ein deutſcher Staats⸗ 
Anwalt unterſtanden haben, die Jury aufzufordern, die Verletzung 
wie einen ganz gewöhnlichen Vorgang zu betrachten? Ja, dieſe dum⸗ 
men Engländer! Kurz und gut, Pate iſt ſchuldig befunden und zur 
fiebenjährigen Transportation verurtheilt worden. Die Verhandlungen 
zeigen, daß er zu jener unglücklichen Klaſſe von Leuten gehört, die 
durch eine allgemeine Abſchwächung ihres intellectuellen Weſens vers 
hindert ſind, plötzlichen Gelüſten denjenigen Widerſtand eutgegen zu 
ſetzen, welche das Geſetz mit Recht von jedem Vernünftigen verlangt. 
Ju wie weit Leute dieſer Art von ftrafrechtlicher Verantwortlichkeit 
frei ſind, iſt eine ſehr beſtrittene Frage und einer von den Fällen im 
Rechte, wo trotz allem Gegenpredigen die Geſchwornen auf die Strafe 
ſehen und bis ans Ende der Welt zu feben fortfahren werden. Großes 
Intereſſe erregte der Prozeß nicht. Wie gering die Öffentliche Aufmerk⸗ 
ſamkeit war, zeigte ſchon der Umſtand, daß das gewöhnliche Ein⸗ 
trittsgeld von 1 Shilling, welches beim Prozeſſe der beiden Manning 
auf 8 Shilling ftieg, nicht erhöht war. Die Verhandlungen gingen 
in der den Engliſchen Gerichtshöfen eigenen unparteiiſchen emſigen 
Weiſe vor ſich. Alle gaben zu, daß Pate ſchwachſinnig fein müßte, 
und die Rede des Richters war deßhalb nicht ohne Ausdrücke des 
Mitleids für den Elenden. Man erließ ihm die körperliche Züchtigung, 
welche nach der betreffenden Parlamentsacte zur Strafe gehört. Auch 
nach dieſem Vorgange darf England ſich noch immer rühmen, daß 
Niemand bei geſunden Sinnen der geliebten Königin, die Niemandem 
Leides thut, eine Verletzung zufügen werde. 

— In der heutigen Sitzung des Unterhauſes bittet Ewart um 
Erlaubniß, eine Bill, welche die Abſchaffung der Todesſtrafe 
zum Zweck hat, vor das Haus bringen zu dürfen. Bei Begründung 
des Antrages verſucht derſelbe zu beweiſen, daß die Todesſtrafe deß⸗ 
halb ihren Zweck verfehle, weil fie den Verbrecher nicht mit der 
Sicherheit ereile, wie andere Strafen. Es komme namentlich oft vor, 
daß die Verbrecher von den Geſchwornen freigeſprochen werden, nicht 
weil irgend ein Zweifel über ihre Schuld obwalte, ſondern nur wegen 
des Abſcheues, welches dieſelben vor der Strenge der Strafe empfän⸗ 
den. Anzerdem ſeien auch viele Richter der Verhängung der Todes⸗ 
ſtrafe abgeneigt. Auch nach dem Urtheilsſpruche noch herrſche Unge⸗ 
wißheit, da die Gränzlinie zwiſchen den Fällen, in welchen das Ur⸗ 
thell gemildert, und denen, in welcher die Todesſtrafe wirklich vollzogen 
werde, eine ſehr ſchwankende ſei. Ein weiſeres Verfahren werde es 
ein, wenn man an die Stelle der Hinrichtungen gelindere, aber deſto 
ſicherer treffende Strafen ſetze. Hume unterſtützt den Antrag und 
17 aus dem Erfolg, welcher die jeltenere Anwendung der Todes⸗ 

afe begleitet habe, auf die günſtige Wirkung einer vollitändigen Auf- 
hebung. Je mehr das Volk ſich an Blut gewöhne, deſto leichter werde 
es Blut vergießen. Sir G. Grey vertheidigt die Beibehaltung der 
Todesſtrafe. Seiner Anſicht nach iſt ſie im Intereſſe der Geſellſchaft 
unumgänglich nothwendig, und durchaus erforderlich, um die Si⸗ 
cherheit des Lebens zu wahren. Er weiſt darauf hin, daß ſie jetzt nur 
in Fällen des vorbedachten Mordes angewandt werde, und ſtellt in 
Abrede, daß die Todesſtrafe den Schuldigen weniger ſicher treffe, als 
andere Strafen. Während des letzten Jahres ſeien von 19 zum Tode 
Verurtheilten 15 hingerichtet worden. Eben jo leugnet er, daß der 
Verbrecher die Todesſtrafe nicht fürchte und daß die allgemeine Stim⸗ 
mung zu Gunſten der Abſchaffung ſei. Nachdem noch S. Adair den 
Antrag unterſtützt hat, wird zur Abſtimmung geſchritten und der An⸗ 

trag mit 46 gegen 40 Stimmen verworfen. 
ueber den Pate ſchen Prozeß enthält die Spen. Ztg. noch 
folgende Details: Pate war angeklagt: „ungeſctzlich und muthwillig 
mit einem Stock die Perſon der Königin geſchlagen zu haben.“ Auf 
die Frage, ob er ſich ſchuldig bekenne, antwortete er mit einem lauten 
Nichtſchuldig. Da der Thatbeſtand feſtſtand, ſo beſchränkte ſich der 
Vertheidiger darauf, die geiſtige Unzurechnungsfahigkeit des Angeklag⸗ 
ten darzuthun. In der Thatiſtes durch die Zeugenausſagen außer Frage 
gestellt, daß Pate's Verſtand zerrüttet iſt. 
in das Regiment fiel ſchon ſein wunderliches Weſen allgemein auf. 
Beſonders ſcheint ihn der Verluſt eines Pferdes betrübt zu haben, das 
von einem tollen Hunde gebiſſen worden war. Wiederholt beklagte 
er ſich über den Koch des Regiments, der ihn vergiften wolle, über 
Verſchwörungen gegen ihn; oft verſicherte er, daß ſein Magen voller 
Steine wäre zc. Nach dem Verluſt feines Pferdes verließ er ohne Ur⸗ 
laub das Regiment und beſuchte ſeinen Vater in Wisbeach; die Be⸗ 
mertung, daß er dafür erſchoſſen werden könnte, nahm er mit der größ- 
ten Gleichgültigkeit auf. Der Oberſt rieth dem Vater, ihn von dem 
A t fortzunehmen, was auch geſchah. Auch Aerzte waren bereits 
früher wegen ſeines Gemüthszuſtandes befragt worden, da er indeß ſonſt 
—— durchaus harmloſer Menſch war, ſo wurde eine ärztliche Behand⸗ 
ein g vertagt. Nachdem Pate den Dienſt verlaſſen hatte, führte er 
2 durchaus einſames Leben, nie ſah man ihn in Geſellſchaft. Auf 
Straße fiel er durch ercentriſche Geſtikulationen auf; ein Spazier⸗ 
, den er mit wilden Geberden zu ſchwingen pflegte, war ſein ſte⸗ 


Bald nach ſeinem Eintritt 
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ter Begleiter. Der vorfigende Richter, Baron Alderſon, räumte in 
der Ueberſicht zwar ein, daß der Angeklagte ſich excentriſch benommen, 
man ihn deshalb auch in ſeiner Dienſtzeit für ſchwachſinnig gehalten 
habe, iſt aber der Anſicht, daß der Augeklagte deſſenungeachtet mehr 
aus Muthwillen, als aus Verrücktheit gehandelt habe. Wenn die 
Geſchworenen alſo meinten, daß er bei Begehung der That das Recht 
vom Unrecht nicht habe unterſcheiden können, ſo mögen ſie ihn frei⸗ 
ſprechen, in welchem Falle er dann Zeitlebens eingeſperrt werden 
müßte. Die Geſchworenen blieben faſt vier Stunden in Berathung, 
worauf ſie das Schuldig ausſprachen. Der Baron Alderſon ver⸗ 
kündete dann, in einer Anrede an den Angeklagten, das Urtel, welches 
auf ſieben jährige Transportation nach einer überſeeiſchen Straf⸗Kolonie 
lautete (dies iſt das geringſte, hier zuläſſige Strafmaaß). Aus Ach⸗ 
tung vor der Familie des Angeklagten und vor ihm ſelber, obwohl, 
wie der Richter hinzufügte, Pate Niemanden geachtet, wurde ihm die 
für ſolche Fälle erlaubte Prügelſtrafe erlaſſen. Pate hörte fein Urtel 
ohne die mindeſte Bewegung an und entfernte ſich mit einer Verbeugung. 
Nußland und Polen. 5 
Warſchau, den 11. Juli. (Schleſ. Itg.) Auf Verwendung 
des Furſten⸗ Statthalters hat der Kaiſer wiederum die Strafzeit 
drei nach Sibirien transportirter Perſonen verkürzt. So iſt den beiden 
im J. 1848 wegen Theilnahme an dem Krakauer Aufſtande von 1846 
zu 18, und 12jähriger ſchweren Arbeit in Sibirien verurtheilten Felix 
und Julian Jordan ihre Verbannung auf die Dauer don 7 Jahre 
gemildert worden, unter der Voraus ſetzung, daß ihre Aufführung 
in Sibirien ſich auch ferner als tadellos erweiſen werde. Fer⸗ 
ner ſind dem ebenfalls wegen Betheiligung an einer Verſchwörung, zu 
17jähriger ſchwerer Arbeit in den Sibiriſchen Bergwerken verurtheil⸗ 
ten ehemaligen Gutspächter Zarembski 10 Jahre Strafzeit erlaſſen 
worden, doch ſoll derſelbe ſodann als Koloniſt in Sibirien verbleiben. 

Kaliſch, den 9. Juli. (D. R.) Der 5 te Geburtstag des Kai⸗ 
ſers Nikolaus iſt am 7. Juli im ganzen Königreiche Polen, beſonders 
in den Städten, mit Gottesdienſt und Militärparaden ſehr feierlich 
begangen worden. Am Großartigſten iſt dies in Warſchau, in der 
mit Militär angefüllten und an Beamten überreichen Stadt geſche⸗ 
hen. Der Fürſt von Gorczakow, Kriegsgouverneur von Warſchau, 
nahm dort die große Parade ab, und der katholiſche Biſchof Fijalkowski 
hielt den Gottesdienſt, an welchem ſich alle Notabilitäten der Haupt⸗ 
ſtadt betheiligten. Ein glänzendes Diner im Brühlſchen Palaſte be⸗ 
ſchloß die große Tagesfejer. Am 13. Juli wird der 52ſte Geburtstag 
der Kaiſerin und zugleich der 33ſte Vermaͤhlungstag derſelben mit dem 
Kaiſer gefeiert werden. Ungleich größere Feſtlichkeiten werden am 
1. Dezember d. J. zur Feier der 25jährigen Regierung des Kaiſers 
ſtattfinden. Das Gerücht, daß der Kaiſer nach vollendetem 25ſten 
Regierungsjahre dem Throne entſagen werde, iſt gänzlich aus der Luft 
gegriffen. — Man hofft, daß noch in dieſem Jahre die Zollſchranken 
zwiſchen Rußland und dem Königreich Polen fallen werden, und es 
foll beſonders die Anweſenheit des Kaiſers in Warſchau die Reguli⸗ 
rung der Grenzverhältniſſe beſchleunigt haben. — Auch die Poſt er⸗ 
freut ſich in Rußland ſeit einiger Zeit mehrerer Verbeſſerungen na⸗ 
mentlich werden zur Bequemlichkeit des Publikums zwiſchen den be⸗ 
deutenderen Städten die Perſonenpoſten vermehrt, aber an eine Ver⸗ 
minderung der enormen Briefgebühren über die Grenze iſt' gar nicht zu 
denken, denn es liegt in der Abſicht Rußlands, die Korreſpondenz mit 
dem Auslande zu beſchränken. 

Dänemark. 

Kopenhagen, den 12. Juli. (N. Pr. Z.) Die ſämmtlichen 
Berliner Diplomaten von hier, Baron Pechlin, Kammerherr Reedtz 
und Auditeur Scheel, ſind hier angelangt, erſterer begiebt ſich jedoch 
mit Nächſtem wieder nich Berlin. Es kreuzen die mannigfachſten Ge⸗ 
rüchte über die nächſten Eteiguiſſe in den Herzogthümern, die ſich je⸗ 
doch ſehr einander widerſprechen. Jedenfalls wird ein Ve rſuch 
zur friedlichen Ausgleichung vor dem Einrücken der Ar⸗ 
mee in Schleswig erfolgen. 

Kopenhagen, den 13. Juli. Die Berlingſche Zeitung enthält 
das bereits vom 5. d. datirte Geſetz in Betreff der Ausſchreibung für 
den Landkriegsdienſt für das Jahr 1851, wonach alle dienſttüchtigen 
Wehrpflichtigen für die Linie des Heeres ausgeſchrieben werden ſollen. 
Heute wird uns die ganze junge Mannſchaft (Aktersklaſſe 1827) ver⸗ 
laſſen, um zum Heere zu ſtoßen. 


Locales ze. 
Poſen, den II. Juli. Am Montage hat wiederum eine neue 
Schwurgerichtsſitzung hierſelbſt begonnen, welche jedoch nur eine außer⸗ 
ordentliche iſt und im Vergleich zu den früheren Seſſtonen verhältniß⸗ 
mäßig ſehr wenig Fälle zur Aburtelung bringt. Vorſitzender des Rich⸗ 
ter⸗Collegiums iſt der Appellationsgerichtsrath Hausleutnet, Rich⸗ 
ter der Kreisgerichtsrath Thiel, der Kreisrichter Groß und die 
Aſſeſſoren von Crouſaz und Welſt. Die Staatsanwaltſchaft war 
bei Eröffnung der Sitzung durch den Aſſeſſor Sander vertreten. Zu 
Geſchworenen für die Dauer dieſer Aſſiſen ſind berufen und erſchienen 
die Herten: Gutspächter von Kirſchenſtein, Bäcker Froſt, Guts⸗ 
beſitzer Knappe, Domainenpächter von Raczynski, Brauer Oum- 
precht Weiß, Schmidt Scheller, Rektor Vanſelow, Gärtner 
Traugott Schulz, Brauer Lambert, Tiſchler Meiſch, Sekretär 
Kurzhals, Hauptmann a. D. Koch, Schmidt Kuhnke, Deſtilla⸗ 
teur Jänicke, Kaufmann Jakob Königsberger, Kreiswundarzt 
Grunwald, Kaufmann Raphael Ephraim, Kanzleirath Bier⸗ 
nacki, Bäcker Krug, Gutsbeſ. Samter, Freiſchulze Peter Becker, 
Poſthalter Lehmann, Oberamtmann Richter, Mühlenbeſitzer Mül⸗ 
ler, Doktor Tabernacki, Gutsbeſitzer v. Knorr, Gutsbeſitzer Al⸗ 
brecht, Gutsbeſitzer v. Winterfeld, Kaufmann Hirſchberg, Reg.⸗ 
Sekt. Nadynski, Uhrmacher Thiele, Goldarbeiter Blau. Von 
einer nicht unbedeutenden Anzahl der einberufenen Geſchworenen wa⸗ 
ren Entlaſſungs -, reſp. Beurlaubungsgeſuche eingegangen, von denen 
der Gerichtshof jedoch nur eins für begründet erklärte, alle übrigen 
dagegen zurückwies, indem er zu gleicher Zeit die Nicht⸗Erſchienenen 
zur Verantwortung zu ziehen beſchloß. Die Letzteren dürften, falls ſie 


ihr Ausbleiben nicht gehörig zu entſchuldigen vermochten, empfindliche 


Geldstrafen treffen, da nach den geſetzlichen Beſtimmungen der Ge⸗ 
richtshof wegen unmotivirten Nicht⸗Erſcheinens Strafen bis zu 100, 
im Wiederholungsfalle bis zu 200 Thalern zu verhängen befugt iſt. 


Bromberg, den 15. Juli. Hier in Bromberg haben wir 
drei ſehr große Speicher, nämlich die am Kanal belegenen in einem 
Dreiſeit gebauten 5 Stock hohen Mehlſpeicher, dann die auf Groſtwo 
belegenen und die zu den großen Mühlen gehörigen Speicherräume. 
In den beiden erſten werden die eigentlichen Staatsvorräthe aufbe⸗ 
wahrt. Dieſe Gebäude ſind von ſo ungeheurem Umfange, daß wenn 
fie mit Mehlvorräthen angefüllt wären nach einer ziemlich richtigen 
Rechnung eine Menſchenmenge von 500,000 Menſchen davon faſt 1⁰⁰ 


hat; 


Jahre (21) unterhalten werden könnte, wobei auf die Perſon täglich 
etwa 14 Pfd. Mehl gerechnet iſt. Nehmen wir nun an, daß das 
Großherzogthum Poſen nahe an 1,300,000 Einwohner hat, fo würde 
das ganze Großherzogthum durch dieſe Speicher, vorausgeſetzt, daß 
fie ganz angefüllt wären, faſt 38 Jahre ernährt werden können, ohne 
daß ein einziges Korn der jährlich gewonnenen Saaten benutzt zu wer⸗ 
den brauchte. — Die hier beſtehenden Unterſtützungs „Vereine werden 
größtentheils ſo gut verwaltet, daß ſie gewöhnlich nicht unbedeutende 
Baarvorräthe beſitzen; wir führen hier nur den ſogenannten Schutzver⸗ 
ein an, deſſen Kaſſenbeſtand jetzt gegen 110 Thaler beträgt, trotzdem 
daß der Verein ſeine Wirkſamkeit auf dem Felde der chriſtlichen Liebe 
täglich mehr ausdehnt, und den Verein zur Verwaltung der Kleinkin⸗ 
der⸗Bewahranſtalten, welcher, trotz der Zahl von mehr als 100 von 
ihm beauſſichtigten Kinder, mehr als 240 Thaler in der Kaffe beſitzt. 
* Die Caſſeler Zoll⸗Conferenz. 

Die Berichte aus Caſſel laſſen vorausſehen, daß das Handels 
Prinzip Preußens, welches unſerem Vaterlande ſo viele Freunde und 
ſeine hohe Stellung in Deutſchland geſchaffen hat, diesmal durch 
ſeine Feinde gerettet werden wird. mer 

Rur mit Erröthen konnen wir auf die Rolle hinblicken, welche 
diesmal — zum erſtenmale in ſolch beklagenswerther Stellung der 
Preußiſche Abgeordnete an dem Congreſſe des t alen * 

Vorſchläge muß er machen, die nicht allein mit allen Grundſaͤtzen 
der Wiſſenſchaft und der Erfahrung in Widerſpruch ſtehen, ſondern 
welche von Preußens Regierung ſelbſt ſchon als verwerf⸗ 
lich und verderblich bezeichnet wurden. 1 

Vorſchläge muß er machen, die gar keine Autorität für 
ſich haben, als das Urtheil derjenigen, welche dabei ge⸗ 
winnen, und deren ſittliche Grundlage der Eigennutz einiger Fabri⸗ 
kanten iſt, welche man hochtrabend „Vertreter der Induſtrie“ genannt 
während ſie eben nichts als ihr eigenes Conto⸗Correntbuch ver⸗ 
treten und zu vertreten fähig ſind, „Sachverſtändige „„als wäre 
der perſönliche Vortheil der Compaß in der Volkswirth⸗ 
chaft! . 

5 Noch am 27. Januar 1846, als die Preußiſche Regierung die 

Fehler der Karlsruher Conferenz widerrief, ſagte ſie: ” 
„daß fie es nicht für rathſam halte, ein Syſtem, welches beinahe 
ein volles Menſchenalter hindurch beſteht und ſich durch ſeine Er⸗ 
folge erprobt und bewährt hat, gegen ein anderes zu e 
von dem ſie beſorgen muß, daß es zu Gunſten einer noch ſehr 
problematiſchen, jedenfalls einſeitigen Foͤrderung einzelner Induſtrie⸗ 
zweige höchſtens zum Vortheil einer verhältnißmäßig nicht zahlrei⸗ 
chen Klaſſe von Gewerbetreibenden den Handel beeinträchtigen, die 
Conſumenten belaſten, zum Schleichhandel anreizen und den oll⸗ 
verein in eine feindliche Stellung zu anderen Handel treibenden 
Nationen bringen würde.“ 

Und nun in dieſem Augenblicke muß ein Bevollmächtigter derſel⸗ 
ben Regierung einen Tarif vorlegen, deſſen Zollſätze in viel höhe⸗ 
rem Maße, als die damals ſchwebenden einfeitig und hoͤchſtens 
zum Vortheile einer unbedeutenden Anzahl Gewerbtreibender ſind, wäh⸗ 
rend fie ebenfalls im höheren Maße den Handel beeinträchti⸗ 

en, die Conſumenten belaſten, zum Schleichhandel an⸗ 
reizen und den Zollverein in eine feindliche Stellung 
zu anderen handeltreibenden Nationen bringen. - 

Noch nie hat ein Preußiſcher Bevollmächtigter ſo ſehr gegen die 
Intereſſen und die Prinzipien Preußens auftreten müſſen, 
als Hr. Delbrück in Caſſel, noch niemals haben die Wünſche einer ſo 
unermeßlichen Zahl von Patrioten der Hoffnung entgegengejubelt, daß 
die Miſſion eines Preußiſchen en mißlingen werde. 

Man 9805 in Preußen das 


reren: 


ertrauen, daß die koͤniglichen Worte 
vom Jahre 1807 und die vom Jahre 1818, welche eine Erwide⸗ 
rung der von anderen Nationen dem Handel gewährten 
Erleichterungen gebieten, von den Männern der gegenwärti⸗ 
gen Regierung geachtet, daß in dem Augenblicke, wo England ſeine 
Häfen und unſerer Schifffahrt und unſerem Handel ein nie gekanntes 
weites Feld öffnet, auch von unſerer Seite die Anerkennung des glei⸗ 
chen Prinzips ausgeſprochen, daß die Zollſätze herabgeſetzt oder wie die 
auf Eiſen abgeſchafft werden würden. 2. % 
Was nützt unſern Rhedern eine Schiffsbauprämie, die der Staat 
gar nicht zu bezahlen vermochte, wenn der Schifffahrt nicht ihre Tha⸗ 
tigteit und hierdurch der Bedarf an Fahrzeugen geſchmälert würde — 
was nützt unſern Häfen, unſern Kaufleuten das Recht der Rheder, 
Frachten zwiſchen England und ſeinen Colonieen zu führen, wenn ein 
ſchmähliches Zollgeſetz die Frachten nach Hauſe unmöglich macht; was 
nützt es, die Produkte unſerer Landwirthe zu verſchiffen, wenn die! 
zahlung dafür, wenn die Rückfracht nicht in's Land darf? Sie 
aber in der That nicht in's Land, ſo lange 50 bis 100. 30 
auf Garn und BEN 50 bis 100 Prozent Zoll auf die aa 
t werden. 72 r 2 £ 8 
— 925 500 Prozent Zoll auf Giſen! Dieſen Satz wagt man 
fortbeſtehen zu laſſen, in einem Augenblick, wo man in langathmigen 
Denkſchriften erklärt, daß das Material für die Induſtrie e 
werden müſſe. Iſt denn Eiſen kein ſolches Material? Eiſen, ohne 
welches wir kein Brett hobeln, keinen Acker umlegen, keine Ernte ein⸗ 
holen können. 9 
Gerade an die Eifenzölle zu erinnern, iſt doppelt wichtig, 
allein weil die Vorſchläge in Caſſel das verkehrte Syſtem bekräftigt 
welches ihnen zu Grunde liegt, ſondern auch weil gleichzeitig die 2 
löſung des Vertrages mit Belgien eine Ermäßigung der a 
wieder abſchafft. * 12 
Wenn eine Konfequenz, wie die Beibehaltung und Erhöhung 
von Eiſenzoͤllen, gegenüber der Anerkenntniß der Nothwendigkeit ab⸗ 
gabenfreier Produktionsmaterialien in einem Sptteme Raum findet, 
kann freilich auch nicht überraſchen, wenn gegenüber dem Gru 
zipe des Zollvereing ein ihm geradezu entgegen laufender 
wurf die Unterſchrift eines Miniſters enthält. 7 
Woher kömmt aber dieſes Syſtem? — Wie iſt es möglich, daß 
die allgemeinen Intereſſen preisgegeben und des Landes wich⸗ 
tigſte Kräfte geſchwächt und geſtört werden dürfen in der erſten Periode 
unſerer konſtitutionellen Regierungsform? 5 
Hat ſich die öffentliche Meinung nicht hinlänglich ausgeſprochen? 
Häufen ſich nicht Petitionen auf Petitionen gegen jenes Syſtem? Un 
iſt es vielleicht das Vorrecht conftitutioneller Miniſter, die öffen! 
liche Meinung ignoriren zu dürfen? Glaubt man über das 
Wohl und Wehe eines großen Staates verfügen zu können, ohne der 
Rechenſchaft zu denken, zu deren Fordetuug das Volt berechtigt IR? 
Wir wollen Herrn von der Heydt nicht verbergen, daß d efe Der 
trachtungen allgemeine find, daß Jedermann ſich dieſe Fragen ſtellt. 
„Die Wahrheit,“ jagt Haſis, „iſt die ſü ßeſte Gabe der 
Gaſtfreundſchaft.“ 172 


Perſonal⸗Chronik. 


Ptäoſen, den 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 29.) Der Kaſſenſchreiber 


Meinert iſt zum Regierungs⸗Bureau⸗Aſſiſtenten befördert, und der bis⸗ 
herige Lehrer H. Strach als Civil⸗Supernumerarius angeſtellt; dage⸗ 
gen der Bureau⸗Aſſiſtent Kittlaus auf fein eigenes Verlangen entlaſſen 
worden; der Haupt⸗Kaſſen⸗Buchhalter Marenne iſt geſtorben. 


Verantw. Redakteur: C. E. H. Violet. 


Angekommene Fremde. 
g Vom 16. Juli. 

Hotel de Dresde: Gutsb. Beuther und Frau a Sedziewojewo; Kaufm. 
Simon a. Magdeburg; Bürger v. Nombowski a. Minifjewo; Gutsb. 
Kowacki und Frau a. Heittche; Fr v Bentiegei a. Berlin; Oberamtm. 
Kautz a. Korytnica; Wegebaum. von Stahlmann a. Pinne; Gutsb. 
Funk a. Nokitnica; Artill.⸗Lieut, v. Schmeling a. Cüſtrin. 

Lauk's Hotel de Rome: Gymnaſ.⸗Direkt. Lauber a. Thorn; Forſtverw. 
Bläske a. bene; Kommend Giſſmann a. Schneidemübl; Kaufm. 

Schmidt a. Stettin; Gutsb. Gr. Nadolinski a. Jarocin; Kaufmann 
Hammer a. Berlin. 

Bazar: Die Gutsb. Mielzynski a. Vythin, Grabowski a. Lukowo, von 

n Colomb a. Boczkowo, Gr. Mielzynski a. Chobienice u. Kowalski 
a. Orpiſzewko. 7 

Hotel de Baviere: Frau Gutsbeſ. v. Zakrzewska a. Linowiec; Frau 
Gutsbeſ. Buſſe a. Mogilno; Fr. Gutsb. v. Bojanowska a Oſtro⸗ 
wiecko; Gutsb. v. Baranowski a. Obielewo; Gutsp. v. Wenndorff 
a. Mlecze; Brennerei⸗Beſitzer Kaufmann a. Berlin. 
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Schwarzer Adler: Kreis⸗Thlerarzt Frey a. Samter; die Gutspächter v. 
Twardowski u. v. Kaminski a. Gukczewo⸗ 

Hötel de Berlin: Die Gutsb. Baron v. Kalkſtein a. Wollſtein und 
v. — a. Wreſchen; Apotheker Jericke u. Pfarrer Nadke a. 
Nakwitz; Kaufm. 75 a. Gneſen; Fr. Kreis⸗Translateur Piaſecka 
a, Wreſchen; Maler Drubr a Schrimm; Kaufm. Malte a. Pinne; 
Nabbiner Jaffe a. Schroda; Doctor Trauſcholt a. Nogaſen. 

Hötel de Vienne: Die Gutsb v. Chlapowski a Turew, Gr. Poninski 
a. Wreſchen; Fr v. Koſzucka u. v. Witowska a. Trzemeſzuo. 

Hötel à la ville de Rome: Kaufm. Mayer a. Stuttgardt; Generalb. 
Bakowski a. Ottorowo; Bäcker Kromezynski a. Wronke 

Hötel de Hambourg: Eigenth. Seredynski aus Jaktorowo; Gutsb. 
Skoraſzewski a. Schocken. 

Hötel de Paris: Gutsp. Bojanowski a. Naczlawki; Gärtner Lerand 
a. Paris. 

Weißer Adler: Lehrer Hoppe a Bojanowo; Kaufmann Sternberg aus 
Pleſchen; Uhrmacher Hellmich aus Koſten; Gutsbeſitzer Schädler 
aus Opatowko. 

Zur Krone: Lehrer Roſenſtein a. Neuſtadt a / W.; Oberlehrer Brock 
a. Neuſtadt b.“ P; die Kaufl. Oettinger u. Baſch a Rakwitz; Kfm. 
Levy a. Birnbaum. 

Im Eichborn: Die Kaufl. Korach a Nakwitz, Levyſohn a. Strzelno u. 
Abend a. Woldenberg; Partik. Warſchauer a. Ino raclaw; Kaufm. 
Jonas u. Frau a. Pleſchen. 

Im Wie Die Kaufl Mannheim a Breslau u. Leichtentritt aus 

ilitſch. 5 

Im goldenen Reh: Bürgerm. Dütſchke u. Mifftenair Hann a. Punitz. 

Große Eiche: Gutsb. Lubienski a Wola. 

Zur Stadt Glogau: Mühlenb. Müller a. Tirſchtiegel. 


Vom 17. Juli: 

Bazar: Gutsb. Niezychowski a. Zylee; Fr. Gutsb. v. Lipska a Ludom; 
die Gutsb. Kaminski a. Przyſtanki u. Malachowski a. Warſchau; 
Gutsp. Wieroniecki a. Wierzenice; Gutsb. Bronifz a. Otoczno. 

Lauk's Hotel de Rome: Gutsb. v. Sprenger a. Militſch; die Rechtsanw. 
Paaſch a Wreſchen u. Nüdenburg a. Pleſchen; Fr. Rechtsanwalt 
Werkmeiſter a. Koſten; Kaufm. Schmidt a. Berlin 

Hotel de Dresde: Rentier Srardzickt a. Thorn; Landrath Lawrenz u. 
Lieut. u. Adjutant v. Schach a. Schrimm; Profeſſor Paldamus a. 
Greifswald; Nechtsanw. Martini a. Grätz; Gutsp Petzel a Pfarskie; 
Nechtsanwalt Kübler a. Grätz; Gutsb. v. Nichthofen a. Luſſowo. 

Hötel de Baviere: Fr. Gutsb. Gräfin Mankowska a. Zrenica; die 
Gutsb. v. Drwecki a. Starkowlec, v. Noznowski a. Sarbinowo u. 
v. Twardowski a. Kobelnik. 

Schwarzer Adler: Die Kaufl. Barſchall a. Verlin u. Barſchall a. Frau⸗ 
ſtadt: Prediger Kludehn a. Biſchow. 

Goldene Gans: Gutsb v. Gajewski a. Kosmowo. N 

Hötel ze Paris: Probſt Sobelsti a. Chwakkowo; Gutsp. Heynich aus 

ora. 

Weißer Adler: Conditor Karpowski a. Samter; Apothekergehülfe La⸗ 
binski a. Poſen 

Im Eichborn: Die Kaufleute Behrend, Blumenthal u. Cohn a. Samo⸗ 
ezyn, Zucker a. Jaraczewo u Dobrzynski a. Miloslaw. 

Zur Krone: Sekretair Uſedom a. Inowrackaw; die Kaufleute London 
a: Rogafen u Reich a. Inowraclaw; Lehrer Ehrenfried a. Krotoſchin. 

Große Eiche: Pächter Wenndorff a. Mareinkowo; die Gutsbeſitzer von 
Drzynski a. Nozejewo u Moſzezynski a Srebnagora. 

Im Eichenkranz: Frau Bürger Sokolnicka a. Wreſchen. 


Druck und Verlag von W. Decker E Comp. in Poſen. 


Wechsel- Course. 


Berliner Börse und Getreide- Markt vom 16. Juli 1850. 


Eisenbahn-Actien 


BERLIN, 16. Juli. 


f Stamm- Action. |&) Prioritäts - Actlen. Weizen nach Qualité 52 — 56 Rthlr. 
r 250 Fl Kurz — Aer 2 * — — Roggen loco 273 — 293 Rthlr. 
F 250 Fl 2 Mt. Eee e — pi. Juli 273 Rthlr, bz., Br. u. G. 
b Re PER ET 300 Mk. | Kurz 1504 | 1504 ach erfolgter. Be. 8 8 1 renn Cours. — P. Juli/August do. 
re ee 300 Mk. | @.Mt. | 1496 | 1498 [dns Tensimntien , e , 38} n, } Rihlr. bez., 294 Br., 28 0. 
London 1 Lst 3 Mt 6 24/6 232 brik ausgefüllt. bie 212 loosung ä I pro Cent| & Gerste, grosse, loco 22— 24 Rthlr, 
Paris ih rer ee 300 Fr 2 Mt. 805 7943 mit 31fg 001. 2 7 7 2 amorlisiri. Du Deine 19 — 20 Rthlr. 
Wien in 20 Xr... 150 Fl. 2 Mt.. 86 | 855 O “srenir 8 Hafer, Ioco nach Qualite, 16— 18 Rü 
SER, sn Di TERN: 150 Fl. 2 Mt. 1017 | 1013 Aub. Lit. A BT 1 Berl. Anhalt . . .4 57. Erbsen 29 — 36 Rthlr. 
Breslau f Nun en - ARE ee .eu. 100 Thlr. f — — 994 5 Hamburg. . 14 4} e 0 40 30 a Rüböl 5 p. comptant ohne — 114 Rthlr. Br., 114 8. 
N 1 age — do. Stettin-Starg. 5 do. II. Serie. . 44/98 6. ee . 
Leipzig in Courant im 14 Thlr. Fuss. 100 Thlr. 2 Mts 994 | 99: | do. Potsd._Magd 4611 do. Potsd. Magd. 93 B. — A do. 
Frankfurt a. M. südd. W. 100 Fl. 2 Mt. 56 20 56 16 Magd.-Halberstadt |4 | 8 do. do 5 102 6. — August/Septbr. 114 Rthlr. Br., Ilm 6, 
„„ A 100 SRbl. 3Wochen| 1073 — do. Leipziger. 5 120 5 ae D.. en 5 — Ge No a er 75 5 0. 
a nr? 8 „Thüringer. ;; 7 o. Stettiner. . 5 1054 G. — ober / November a r. Br., H 
Inländische Fonds, Pfandbrief- und Geld- Course. 8 E Magdeb.-Leipzigerſa 99 8. Spiritus loco ohne Fass 144 Rihlr. bez. 
ZI] Brief. | Geld. dem. Zi{Brief.| Geld. Gem | do. Aachen . 41 14 Halle-Thüringer 4 994 B. — mit Fass pr. Juli 144 Rthlr. Br., 14,5 6, 
Preuss. Freiw. Anl. 5 1074 |107 e 31 75 95 Bean 75 — 5 2 3 rg . 44 128 8 1 — x PR dh a KH 
8 ld-Schei —5 Kur- u. Nm. Pfdbr. e 5 üsseld. Elb 5 4 do. do, 5 32 bz. u. B. — ugust/Septbr. 8 k 
Scch-Prime$ch, | 105 chleaische do 3 — 2 Niederschl. - Märk. 34037 Rhein. v. Staat gar. 30) — — Septbr. / Oktbr. 144 Rihlr. Br., 141 6. 
K. u. Nm. Schuldv 134] — | 831 do. Lt. B. gar. do 133| — | — | do. Zweigbahn]4 | — do, I. Priorität 4 |89 6. —  Früjahr 1851 141 Rthlr. bez. 
Berl. Stadt-Obl.. 5 104 [1044 r. Bk.-Anth. Sch. — 99 | — a 3 Sr 915 N e 7 — m 1 5 K 1 7 
do. de, do . 4 — | — . do, Lit. B. 44 573 A . osener Markt- Bericht vom 17. Juli. 
Westpr. Pfandbr. 3491903 Cosel-Oderberg. 433 Niederschl.-Märk..|4 95 a 4 bz g 
Grossh. Posen do. 4 — 00] Friedrichsd’or. . 135, 137; e eben 18 do. do. 51043 B. Weizen, d.Schfl. 2. 16 Mtz., 1 Thl. 23 Sgr. 4 Pf bis 2 Thl. 2 Sgr. 3 Pf. 
5 2 2 A 
0. do. . 34 — | 904 nd. Goldm.à 5 Th.|—| 114 | 112 Krakau-Oberschl. 45 . do. IIl.Serie)5 103 2 oggen dito IH bis RT 
Ostpr. Pfandbr.. . 3“ — — isconto -1— 1 — Berg-Märk. . . . . 4 — [413 B. do.Zweigbahnidg) | — Gerste dito — 2 3 bis — 26 8 
7 Stargard-Posen . . 30 34 83 4 823 bz. u. 6 [Magdeb.-Wittenb.5 994 B Hafer dito — 15 7 bis — 17» 9° 
Ausländische Fonds. Brieg-Neisse. ... 4 | — * Oberschleeische . 11 Pe n 55 — 15 m = „ 8m 
7 - - Wittenb 44 — 381 B. rakau-Oberschl.. = Zrbsen dito e » N 
1 n 934 115 Er ON Dr 21 . Magd.-Wittenb 33} Cosel-Oderberg . . 100 bz. Kartoffeln dito ö 
40. E of a ih * = 97 10. Dur 500 Fl. 4 | 814 801 15 Ausländische Actien. Breslau-Freiburg 44 — Heu, d. Ctr. z. 110 Pfd „— . Ds — bis — 25 - 
40. Poln. Schatz‘, 45 a 5 5. 45 300 Fl. — 1324 Friedr. Wilh. Nrdb. 4 — 41 a 4 bz. Bergisch-Märk. . 5 100 bz. Stroh, d. Sch z 1200 Pfd., 14 — bis 5. 
ehr EN N 1 * > } 5 > Butter, ein Fass zu 8 Pfd., 1» 5 — bis 1 — 


do. do. Cert. L. A. 5 | 94 | — 


Schluss -Course von Cöln-Minden 965 G. 


do. do. Prior. 5 | — 984 B. 


Preuss., Bank- Anth. 984 etw. bez. u. B. 


Sommer ⸗Theater im Odeum. 
Donnerſtag den 18. Juli: Der Wirrwarr, 
oder: Der Muthwillige; Original-Luſtſpiel in 
5 Akten von A. v. Kotzebue. 
Billets find in meiner neuen Wohnung, im 
Hauſe des Herrn Apotheker Grätz, Ritterſtraße 
No. 13. zwei Treppen hoch zu haben. E. Vogt. 


N Kalender - Anzeige: 
Auch für das Jahr 1851 wird im Laufe des 
Monats Auguſt der 
f Neue 8 
PreufsitceMalender z 
herausgegeben von d. Redaktion & 
2 d. Neuen Preuß. Zeitung, 8 
&) ericheinen, und zwar in S: Format G 
Smit ſchönen Bildern und vielen in 
25 den Tert gedruckten Holzſchnitten. 
Der Monatskalender m. weißem 
Schreibpapier durchſchoſſen. 
Preis 10 Sgr. E. S. Mittler in Poſen 
nimmt Beſtellungen darauf an. 8 
Berlin, im Juli 1850. 4 
8 edition d Neuen Preußi⸗ 8 
r ſchen Kalenders. © 
(Carl Schultze's Buchdruckerei.) 


Nothwendiger Verkauf. 
Königl. Kreis-Gericht zu Gneſen. b 
Das dem Apollinar Cembrowiez gehörige 
Vorwerk Lubochnia, abgeſchätzt auf 6886 Rthlr. 
20 Sgr., zufolge der nebſt Hypothekenſchein und 
7 ungen in der Regiſtratur einzuſehenden Tare 
oll a 
IJ. November 1850 Vormittags 10 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


| Bekanntmachung. 

Der Gutsbeſitzer Johann Ferdinand Mu⸗ 
dring zu Moscieſewo iſt durch das am 10. 
Juni 1850 ergangene Erkenntniß des unterzeichne⸗ 


ten Gerichts für einen Verſchwender erklärt worden, 
weshalb Jeder gewarnt wird, demſelben ferner Kre- 
dit zu ertheilen. 

Birnbaum, den 10. Juni 1850. 

Königliches Kreis⸗Gericht J. Abtheilung. 
Bekanntmachung. 

Am 23. Juli c. Vormittags um 9 Uhr werde 
ich auf dem Vorwerke Antonin bei Schwerſenz: 
einen ganz neuen Kutſchwagen, acht Ferſen und 60 
Lämmer an den Meiſtbietenden öffentlich verkaufen, 
wovon ich das kaufluſtige Publikum hiermit in 
Kenntniß ſetze. 

Poſen, den 14. Juli 1850. 

Paluſzkiewiez, Referendar. 


Bekanntmachung. 
Die Frau Roſalia Palezewska hat angeb- 
lich folgende Poſener 4 4 Pfandbriefe: 
No. 30/2857 Zlo tut, Kreis Poſen, über 
100 Kthlr., N 
No. 41/10,631. Swierezyna, Kreis Frau⸗ 
ſtadt, über 100 Rthlr., 
No. 29/11,889. Turowo, Kreis Samter, über 
100 Rthlr., 
No. 59/7325. Srebrnegoͤrki, Kreis Wongro⸗ 
witz, über 25 Rthlr., 
nebſt Coupons von Johanni 1849 dem Herrn 
Kaiſer zur Verwahrung gegeben, welche in deſſen 
Wohnung, in dem durch Feuer zerſtörten Hauſe des 
Herrn Rabbow auf der Mühlſtraße, mitverbrannt 
ſeyn ſollen, — und dieſelben ſollen auf den Antrag 
der Palezewska amortiſirt werben? 
Indem wir das Publikum, der Vorſchrift der 
Allgemeinen Gerichts-Ordnung §. 125. Tit. 51. 
Th. 1. gemäß hiervon benachrichtigen, fordern wir 
zugleich die etwanigen Juhaber der erwähnten Pfand⸗ 
briefe und Coupons auf, ſich bei uns zu melden 
und ihre Eigenthumsrechte nachzuweiſen. Sollte 
eine ſolche Meldung bis zum Ablaufe der geſetzlichen 
Friſt, d. i. bis zum 16. Juli 1853 nicht ein⸗ 
gehen, ſo haben die Inhaber zu gewärtigen, daß 
ſodann das weitere Verfahren wegen Amortifation 
der aufgerufenen Pfandbriefe und Coupons einge⸗ 
leitet werden wird. 
Poſen, den 10. Juli 1850. 
General-Landſchafts- Direktion. 


5 Große Gerberſtraße No. 49. iſt ein Badeſpind 
zu verkaufen. 


Marktp 12, 
Tonne von 120 Quart zu 808 Tralles 124 bis 123 Rthlr. 
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reis für Spiritus vom 17. Juli, (Nicht amtlich.) Pro 
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Lotterie. 

Meine geehrten Spieler, welche ſich Looſe zur 102. 
Lotterie haben zurücklegen laſſen, erſuche ich, ſie bis 
zum 20. c. ſpäteſtens abzunehmen, da die Ziehung 
J. Klaſſe am 24. beginnt, und die jetzt noch vorrä⸗ 
thigen Looſe nicht bis dahin ausreichen werden. 

Poſen, den 14. Juli 1850. 

Der Ober⸗Einnehmer Fr. Bielefeld. 
Verkauf. 

Das unterzeichnete Dominium wird hierſelbſt im 
Wege der Lieitation den 7. Auguſt d. J. aus 
freier Hand gegen baare Bezahlung an den Meiſt⸗ 
bietenden verkaufen, als: 

Schaafe von verſchiedenem Alter, Stähre von 2 

bis 4 Jahr alt, Ochſen, Jungvieh, Fohlen und 

Schwarzvieh. Die Schaafe ſind geſund, und 

durch Stähre aus der Schäferei des Fürſten von 

Lichnowski bedeutend veredelt, die Ochſen und 

das Jungvieh find von Oldenburger Race, die 

Fohlen von Geſtüt⸗Hengſten und das Schwarz⸗ 

vieh von ſtarkem und langem Wuchs. 
Kaufluſtige werden zu dieſem Termine ergebenſt ein⸗ 
geladen. 5 

Neudorf bei Wronke, den 16. Juli 1850. 

Der Gutspächter Matuſzewski. 

Verpachtungen. 

Den auf der Chauſſee von Berlin nach Poſen 
auf der Poſthalterei Gorzyn belegenen Gaſthof, mit 
welchem zugleich die Bewirthung der Poſt-Reiſen⸗ 
den verbunden iſt, beabſichtige ich ſofort an einen 
tüchtigen Gaſtwirth zu verpachten, und erſuche Pacht⸗ 
luſtige, ſich entweder perſönlich oder in portofreien 
Briefen an mich zu wenden. 

Pinne, den 14. Juli 1850. 

Weiß, Poſthalter. 

Ein mit guten Zeugniſſen verſehener, der Polni⸗ 
ſchen Sprache einigermaßen mächtiger Deſtilla⸗ 
teur kann bald oder zu Michaeli ein gutes Unter⸗ 
kommen finden. Näheres zu erfahren bei Herrn 
Leopold Golden ring in Poſen. 


Die Branntweſnbrennerei nebſt Brauerei in Iw no 
bei Koſtrzyn iſt auf drei Jahre zu verpachten. — 
Die Bedingungen erfährt man am Orte ſelbſt. 
nen eee 


Meinen geehrten Kunden zeige ich ergebenſt an, 
daß ich meine Wohnung von der Schulſttaße No. 12. 
nach der Waſſerſtraße No. 25. verlegt habe. 

Böhm, Schuhmachermeiſter. 


Eine neue Sendung Herren⸗Hüte erhielt 
und verkauft zu billigen Preiſen, die Hut⸗ und 
Mützen⸗Niederlage von Julius Borck, 
Markt Nr. 92. 


Jeinſten Bleiweiß, alle Sorten Farben, 
trocken, auch in Oel gerieben, ſind ſtets zu billigſten 
Preiſen vorräthig in der 

Farbewaaren⸗Handlung 


M. Waſſermann 
7 
Waſſerſtraße No. J. 

Dem hohen Publito habe ich die Ehre ergebenſt 
anzuzeigen, daß mein Omnibus, welcher jeden Mon⸗ 
tag, Mittwoch und Freitag von Poſen nach Gne— 
ſen abgeht, nicht mehr auf der Waliſchei bei Mad. 
Leitgeber, ſondern Hotel de Paris an der Wa⸗ 
liſchei-Brücke, wo man ſich einſchreiben kann, ſteht. 

Karl Simon in Gneſen. 

Einem geehrten Publikum habe ich die Ehre er⸗ 
gebeuſt anzuzeigen, daß mein Omnibus, der jeden 
Montag, Mittwoch und Freitag nach Gneſen ab⸗ 
ging, von jetzt ab nur Montag und Freitag nach 
Gneſen, Mittwoch aber nach Schrimm abge⸗ 
hen wird. 

Die Einſchreibung nach Gueſen und Shrimm 
findet in Poſen bei Mad. Leitgeber, Waliſchei 
Nr. 93., in Gneſen aber bei Herrn Lewan⸗ 
dowsti, nicht mehr aber beim Herrn 
Karl Simon. Theodor Zwierzydi. 


Im Bahnhofs⸗Garten. ey 
Heute Donnerſtag Ir 18. Juli: 


Großes Abend- Konzert 


von der E. Winterſchen Kapelle. 
Anfang 61 uhr. Entree 24 Sgr. 

Alles Uebrige enthalten die Anſchlagezettel. Mit 
der gehorſamſten Bitte, durch zahlreicher Theil⸗ 
nahme meine Beſtrebungen gütigft unterftügen zu wol⸗ 
len damit ich Gelegenheit finde, derartige Kunſtge⸗ 
nüſſe mehr und mehr zu erhöhen, beehre ich mich, 
hierzu ganz ergebenſt einzuladen. Bornhagen. 
a A A nn 

Schilling. 
Heute Donnerſtag den 18. Juli: 

Großes Garten⸗Konzert. a ru 

tag präcife 5 Uhr. L. Schultz. 


